Muster-Betriebsvereinbarung
[bookmark: _GoBack]Arbeitsunfähigkeit, eAU und ärztliche Feststellung ab dem ersten Krankheitstag

Zwischen [Unternehmen], vertreten durch [Name/Funktion] – Arbeitgeber – und dem Betriebsrat der [Unternehmen/Betrieb], vertreten durch die/den Betriebsratsvorsitzende/n [Name] – Betriebsrat – wird folgende Betriebsvereinbarung geschlossen:

Präambel
Arbeitgeber und Betriebsrat schaffen mit dieser Betriebsvereinbarung ein einheitliches und transparentes Verfahren für Krankmeldungen, die ärztliche Feststellung der Arbeitsunfähigkeit und den Umgang mit der elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung.

Die Vereinbarung berücksichtigt die Anzeige- und Nachweispflichten nach § 5 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG), das elektronische Abrufverfahren sowie das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG.

Ziel ist ein für alle Beschäftigten nachvollziehbares Verfahren. Gesundheitsdaten werden auf das gesetzlich und betrieblich erforderliche Maß begrenzt. Diagnosen, Symptome und Angaben zur Behandlung verbleiben grundsätzlich bei den Beschäftigten und ihren behandelnden Ärzten.

Änderungen der gesetzlichen Vorgaben zur ärztlichen Feststellung ab dem ersten Krankheitstag lassen die übrigen Schutz- und Verfahrensregelungen dieser Betriebsvereinbarung bestehen.

§ 1 Geltungsbereich
(1) Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Betriebs [Bezeichnung].

(2) Sie gilt auch für Auszubildende, Teilzeitbeschäftigte, geringfügig Beschäftigte und Beschäftigte im Schichtdienst, soweit für diese keine spezielleren gesetzlichen oder tarifvertraglichen Bestimmungen gelten.

(3) Für leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 BetrVG findet diese Betriebsvereinbarung keine Anwendung.

(4) Zwingende tarifvertragliche und gesetzliche Regelungen gehen dieser Betriebsvereinbarung vor.

§ 2 Grundsatz: Krankmeldung und ärztliche Feststellung sind zwei verschiedene Pflichten
(1) Die Beschäftigten teilen dem Arbeitgeber eine Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich mit. Diese Mitteilungspflicht besteht unabhängig davon, ab welchem Tag eine ärztliche Feststellung erforderlich ist.

(2) Die Krankmeldung erfolgt grundsätzlich über folgenden betrieblichen Meldeweg:
[Telefon / Personalportal / E-Mail / zentrale Telefonnummer / sonstiger Meldeweg]
An [Vorgesetzte Stelle/Personalabteilung].

(3) Die Meldung erfolgt möglichst vor Beginn der individuellen Arbeitszeit beziehungsweise Schicht. Bei Gleitzeitregelungen erfolgt die Meldung möglichst vor Beginn der betriebsüblichen Kernarbeitszeit oder der sonst üblichen Arbeitsaufnahme. Bei plötzlich eintretender Erkrankung oder anderen Hinderungsgründen erfolgt die Meldung unverzüglich, sobald sie möglich und zumutbar ist.

(4) Ist die erkrankte Person selbst zu einer Meldung außerstande, kann eine andere Person die Krankmeldung übermitteln.

(5) Die Krankmeldung muss lediglich folgende Angaben enthalten:
· dass Arbeitsunfähigkeit besteht,
· den voraussichtlichen Zeitraum der Arbeitsunfähigkeit, soweit dieser bereits bekannt ist,
· gegebenenfalls die Information, dass die Dauer derzeit noch offen ist.

Eine Diagnose, einzelne Krankheitssymptome, Medikamenteneinnahmen, Untersuchungsergebnisse oder Angaben zur konkreten Behandlung gehören nicht zur betrieblichen Krankmeldung. Gesetzlich ausdrücklich vorgeschriebene Angaben in besonderen Fällen bleiben unberührt.

§ 3 Zeitpunkt der ärztlichen Feststellung
 (1) Solange das Gesetz keine allgemeine ärztliche Feststellung der Arbeitsunfähigkeit ab dem ersten Kalendertag zwingend vorschreibt, gelten die gesetzlichen Fristen des § 5 EFZG.
Danach erfolgt die ärztliche Feststellung grundsätzlich zu dem gesetzlich vorgeschriebenen Zeitpunkt.

(2) Der Arbeitgeber führt darüber hinaus keine allgemeine Verpflichtung zur ärztlichen Feststellung ab dem ersten Krankheitstag ohne vorherige Einigung mit dem Betriebsrat ein.
Das gilt insbesondere für Regelungen wie:
· AU ab Tag 1 für alle Beschäftigten,
· AU ab Tag 1 für einzelne Abteilungen oder Standorte,
· AU ab Tag 1 bei Erkrankungen vor oder nach Wochenenden,
· AU ab Tag 1 an sogenannten Brückentagen,
· AU ab Tag 1 nach einer bestimmten Anzahl von Kurzzeiterkrankungen,
· AU ab Tag 1 nach Urlaub,
· AU ab Tag 1 für bestimmte Schichten oder Beschäftigtengruppen,
· automatisierte Attestpflichten aufgrund von Fehlzeitenquoten oder Krankenstatistiken.

(3) Schreibt der Gesetzgeber künftig für Beschäftigte allgemein oder für bestimmte Fälle eine ärztliche Feststellung der Arbeitsunfähigkeit bereits ab dem ersten Krankheitstag zwingend vor, gilt diese gesetzliche Vorgabe ab ihrem Inkrafttreten. Die §§ 2 sowie 4 bis 14 dieser Betriebsvereinbarung gelten weiterhin.
 
Insbesondere bleiben die Regelungen über Krankmeldung, eAU-Abruf, technische Störungen, Datenschutz, Datenzugriff, Einzelfallanordnungen, Fehlzeitenauswertungen, Informationsrechte des Betriebsrats bestehen.

(4) Arbeitgeber und Betriebsrat nehmen eine Änderung der gesetzlichen Rechtslage innerhalb von vier Wochen nach Verkündung zum Anlass, die Betriebsvereinbarung auf Anpassungsbedarf zu prüfen.

§ 4 Einzelfallanordnung: Ärztliche Feststellung ab Tag 1
(1) Die gesetzliche Befugnis des Arbeitgebers, in einem echten Einzelfall eine frühere ärztliche Feststellung zu verlangen, bleibt im gesetzlich zulässigen Umfang bestehen.
Rechtsquelle: § 5 Abs. 1 Satz 3 EFZG; BAG, Urteil vom 14.11.2012, Az. 5 AZR 886/11.

(2) Eine Einzelfallanordnung liegt vor, wenn sie aufgrund der individuellen Umstände eines einzelnen Arbeitsverhältnisses erfolgt und hinter ihr keine allgemein angewandten Kriterien oder betrieblichen Regeln stehen.

(3) Eine solche Anordnung wird der betroffenen Person in Textform mitgeteilt.
Die Mitteilung enthält:
· den Beginn der Anordnung,
· die Pflicht zur ärztlichen Feststellung ab dem ersten Krankheitstag,
· den Hinweis auf das eAU-Verfahren bei gesetzlich Versicherten,
· den Hinweis auf das Verfahren bei privat Versicherten oder sonstigen Ausnahmefällen,
· einen Ansprechpartner für Rückfragen.

(4) Nach Ablauf von drei Monaten prüft der Arbeitgeber, ob die Einzelfallanordnung fortbestehen soll.

Bei Fortsetzung erhält die betroffene Person eine erneute Mitteilung in Textform.

(5) Serienmäßige Einzelfallanordnungen nach einheitlichen Kriterien gelten für diese Betriebsvereinbarung als Hinweis auf einen kollektiven Regelungstatbestand.
Der Arbeitgeber legt in diesem Fall dem Betriebsrat die zugrunde liegenden Kriterien offen.

(6) Der Betriebsrat erhält vierteljährlich eine anonymisierte Übersicht über:
· die Anzahl neu ausgesprochener Einzelfallanordnungen,
· die Dauer solcher Anordnungen,
· die betroffenen Organisationseinheiten,
· die Anzahl der verlängerten Anordnungen.

Personenbezogene Gesundheitsdaten werden dem Betriebsrat hierbei nicht übermittelt.

§ 5 eAU: Der Arbeitgeber übernimmt den Abruf
(1) Bei gesetzlich krankenversicherten Beschäftigten richtet sich das Nachweisverfahren nach § 5 Abs. 1a EFZG und § 109 SGB IV. Die Beschäftigten lassen ihre Arbeitsunfähigkeit zum vorgeschriebenen Zeitpunkt ärztlich feststellen. 

Der Arbeitgeber ruft die hierfür vorgesehenen eAU-Daten bei der Krankenkasse ab.

(2) Eine zusätzliche Vorlage einer Papierbescheinigung wird bei einem funktionierenden eAU-Verfahren nicht verlangt.

(3) Die Beschäftigten teilen dem Arbeitgeber die für den eAU-Abruf erforderlichen organisatorischen Angaben mit, insbesondere den Beginn der ärztlich festgestellten Arbeitsunfähigkeit, soweit dies für einen ordnungsgemäßen Abruf erforderlich ist.

(4) Der Arbeitgeber führt den Abruf zeitnah durch.
Stehen beim ersten Abruf noch keine Daten zur Verfügung, erfolgt nach angemessener Zeit ein erneuter Abruf.

(5) Ein fehlender Datensatz bei der ersten Abfrage gilt für sich genommen weder als Beleg für eine fehlende Arbeitsunfähigkeit noch als Pflichtverletzung des Beschäftigten.

§ 6 Technische Störungen beim eAU-Verfahren
(1) Technische oder organisatorische Störungen im Übermittlungsweg zwischen Arztpraxis, Krankenkasse und Arbeitgeber werden zunächst über das eAU-Verfahren geklärt.

(2) Hat die betroffene Person die Arbeitsunfähigkeit rechtzeitig ärztlich feststellen lassen und ihre betriebliche Krankmeldung ordnungsgemäß abgegeben, entstehen allein aus einer verzögerten elektronischen Übermittlung keine arbeitsrechtlichen Nachteile.

(3) Der Arbeitgeber informiert die betroffene Person, wenn auch nach einem wiederholten Abruf keine eAU-Daten vorliegen. Die betroffene Person wirkt anschließend im zumutbaren Umfang an der Klärung mit.

(4) Besitzt die betroffene Person einen ärztlichen Papierausdruck, kann sie diesen zur schnellen Klärung vorlegen.

(5) Die Vorlage eines Papierausdrucks führt zu keiner Pflicht, dem Arbeitgeber Diagnosen oder andere über die gesetzlich vorgesehenen AU-Daten hinausgehende Gesundheitsinformationen mitzuteilen.

§ 7 Fälle außerhalb des eAU-Verfahrens
(1) Soweit das gesetzliche eAU-Verfahren keine Anwendung findet, erfüllen die Beschäftigten ihre Nachweispflichten entsprechend den gesetzlichen Regelungen durch eine ärztliche Bescheinigung.

Das betrifft insbesondere gesetzlich vorgesehene Ausnahmefälle sowie je nach gesetzlicher Ausgestaltung beispielsweise privat krankenversicherte Beschäftigte oder Bescheinigungen bestimmter Ärzte außerhalb der vertragsärztlichen Versorgung.

(2) Bei einer Erkrankung im Ausland gelten die besonderen Anzeige- und Nachweispflichten des § 5 Abs. 2 EFZG. Das inländische eAU-Abrufverfahren greift bei ärztlichen Behandlungen im Ausland nicht; hier ist weiterhin ein ordnungsgemäßer ärztlicher Papiernachweis erforderlich.

(3) Der Arbeitgeber informiert die Beschäftigten in verständlicher Form darüber, welches Verfahren in den jeweiligen Ausnahmefällen gilt.

§ 8 Folgebescheinigung und Fortdauer der Arbeitsunfähigkeit
(1) Dauert die Arbeitsunfähigkeit über den zunächst festgestellten Zeitraum hinaus, sorgen die Beschäftigten entsprechend den gesetzlichen Vorgaben rechtzeitig für die weitere ärztliche Feststellung.

(2) Die Fortdauer wird dem Arbeitgeber unverzüglich mitgeteilt.

(3) Für gesetzlich Versicherte erfolgt der Nachweis wiederum grundsätzlich über das eAU-Verfahren.

(4) Arbeitgeber und Beschäftigte achten auf einen lückenlosen Nachweis, soweit dieser gesetzlich für Entgeltfortzahlungs- oder Krankengeldansprüche erforderlich ist.

§ 9 Zweifel an einer Arbeitsunfähigkeit
(1) Zweifel des Arbeitgebers an einer ärztlich festgestellten Arbeitsunfähigkeit werden anhand konkreter Tatsachen geprüft.

Eine automatisierte Bewertung allein anhand von Fehlzeiten, Wochentagen, Urlaubstagen oder statistischen Auffälligkeiten erfolgt aufgrund dieser Betriebsvereinbarung nicht.

(2) Gesetzlich vorgesehene Möglichkeiten zur Überprüfung einer Arbeitsunfähigkeit bleiben bestehen.

Bei gesetzlich Versicherten kann hierzu insbesondere das gesetzliche Verfahren unter Beteiligung der Krankenkasse und des Medizinischen Dienstes nach § 275 SGB V genutzt werden.

(3) Im betrieblichen Verfahren dieser Betriebsvereinbarung werden von Beschäftigten keine Angaben verlangt über Diagnose, Symptome, Medikamente, behandelnde Fachrichtung (soweit diese Information gesetzlich nicht erforderlich ist), konkrete Therapie oder medizinische Befunde.

(4) Gesetzliche und prozessuale Darlegungs- und Beweislasten in einem gerichtlichen Streit über die Entgeltfortzahlung bleiben hiervon unberührt.

(5) Beabsichtigt der Arbeitgeber aufgrund von Zweifeln an einer Arbeitsunfähigkeit die Entgeltfortzahlung auszusetzen, informiert er die betroffene Person über die hierfür maßgeblichen tatsächlichen Umstände, soweit gesetzliche Gründe dem nicht entgegenstehen. Die Person erhält Gelegenheit, offensichtliche Missverständnisse oder Übermittlungsfehler kurzfristig aufzuklären.

§ 10 Fehlzeitengespräche und Rückkehrgespräche
(1) Aus einer einzelnen Arbeitsunfähigkeit oder einer bestimmten Anzahl von Krankheitstagen folgt aufgrund dieser Betriebsvereinbarung keine automatische Verpflichtung zu einem Gespräch über medizinische Ursachen.

(2) Gespräche über organisatorische Fragen der Rückkehr, Arbeitsschutz, Arbeitsbedingungen oder mögliche Unterstützungsmaßnahmen können durchgeführt werden.

Diagnosen und Einzelheiten der medizinischen Behandlung bleiben dabei außerhalb des 
Gesprächs, sofern die betroffene Person diese Angaben nicht aus eigenem Entschluss mitteilt.

(3) Bestehen betriebliche Regelungen über Krankenrückkehrgespräche, Fehlzeitengespräche oder ein Fehlzeitenmanagement, bleiben die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats unberührt.

(4) Die gesetzlichen Regelungen zum betrieblichen Eingliederungsmanagement nach § 167 Abs. 2 SGB IX bleiben vollständig bestehen.

§ 11 Datenschutz und Gesundheitsdaten
(1) Daten über Arbeitsunfähigkeit sind Gesundheitsdaten und werden entsprechend Art. 9 DSGVO und § 26 BDSG besonders geschützt.

(2) Der Arbeitgeber verarbeitet ausschließlich Daten, die für die Durchführung des Arbeitsverhältnisses, die Entgeltfortzahlung, die Personal- und Einsatzplanung, gesetzliche Melde- und Nachweispflichten oder die Wahrnehmung gesetzlich zulässiger Rechte erforderlich sind.

(3) Zugriff auf personenbezogene AU-Daten erhalten ausschließlich die Beschäftigten des 
Arbeitgebers, die diese Daten für ihre konkrete Aufgabe benötigen.
Hierzu gehören insbesondere:
[Personalabteilung / Entgeltabrechnung / ausdrücklich benannte Stellen].

(4) Direkte Vorgesetzte erhalten nur diejenigen Angaben, die sie zur Einsatzplanung benötigen, insbesondere Beginn und voraussichtliche Dauer der Abwesenheit.
Diagnosen und medizinische Einzelheiten erhalten sie nicht.

(5) AU-Daten werden entsprechend einem dokumentierten Lösch- und Aufbewahrungskonzept gelöscht, sobald der Verarbeitungszweck entfallen ist und gesetzliche Aufbewahrungs- oder Nachweisfristen einer Löschung nicht mehr entgegenstehen.

(6) Eine Nutzung personenbezogener Krankheitsdaten für Rankings, Scoring-Systeme, Leistungsbewertungen oder automatisierte Risikoeinstufungen bedarf einer gesonderten rechtlichen Grundlage und – soweit ein Mitbestimmungsrecht besteht – der vorherigen Beteiligung des Betriebsrats.

§ 12 Keine Diagnosepflicht
(1) Beschäftigte erfüllen ihre betriebliche Krankmeldung ohne Mitteilung ihrer Diagnose.

(2) Fragen wie „Was haben Sie?“, „Welche Medikamente nehmen Sie?“, „Bei welchem Facharzt waren Sie?“ oder „Welche Behandlung bekommen Sie?“ gehören nicht zum standardmäßigen Krankmeldeverfahren.

(3) Gibt eine beschäftigte Person Gesundheitsinformationen freiwillig preis, werden daraus keine weitergehenden Offenlegungspflichten für spätere Krankheitsfälle abgeleitet.

§ 13 Kosten zusätzlicher Nachweise
(1) Verlangt der Arbeitgeber aufgrund einer betrieblichen oder individuellen Anordnung einen zusätzlichen Nachweis, der über die ohnehin bestehenden gesetzlichen Pflichten hinausgeht und für den der betroffenen Person tatsächlich Kosten entstehen, erstattet der Arbeitgeber diese Kosten gegen Nachweis, soweit kein anderer Kostenträger eintritt.

(2) Dies gilt insbesondere für zusätzlich verlangte kostenpflichtige Bescheinigungen, die ausschließlich auf Wunsch des Arbeitgebers erstellt werden.

(3) Gesetzlich oder tarifvertraglich abweichend geregelte Kostentragungspflichten bleiben maßgeblich.

§ 14 Rechte des Betriebsrats
(1) Der Betriebsrat überwacht nach § 80 Abs. 1 BetrVG die Durchführung dieser Betriebsvereinbarung.

(2) Der Arbeitgeber stellt ihm die dafür erforderlichen Informationen nach § 80 Abs. 2 BetrVG zur Verfügung.

(3) Der Betriebsrat erhält halbjährlich in anonymisierter oder hinreichend aggregierter Form insbesondere Angaben über:
· Zahl der AU-Fälle,
· Zahl der Einzelfallanordnungen nach § 4,
· Zahl der technischen Probleme beim eAU-Abruf,
· Zahl der Fälle, in denen zusätzliche Papiernachweise verlangt wurden,
· Zahl der Fälle, in denen die Entgeltfortzahlung wegen Zweifeln an der AU ausgesetzt wurde.

(4) Diese Auswertung dient ausschließlich der Überwachung der ordnungsgemäßen Anwendung dieser Betriebsvereinbarung und der Wahrnehmung gesetzlicher Betriebsratsaufgaben.

(5) Erkennt der Betriebsrat Hinweise auf ein regelhaftes Vorgehen bei vermeintlichen Einzelfallanordnungen, beraten Arbeitgeber und Betriebsrat unverzüglich über die weitere Handhabung.

§ 15 Information der Beschäftigten
(1) Alle Beschäftigten erhalten bei Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung eine kurze verständliche Information über Krankmeldeweg, Zeitpunkt der Krankmeldung, gesetzliche Frist der ärztlichen Feststellung, eAU-Verfahren, Vorgehen bei technischen Störungen, Vorgehen bei Erkrankung im Ausland und Ansprechpartner.

(2) Neue Beschäftigte erhalten diese Information bei Beginn des Arbeitsverhältnisses.

(3) Änderungen des Verfahrens werden erst nach Beteiligung des Betriebsrats und anschließender Information der Beschäftigten umgesetzt, soweit Mitbestimmungsrechte betroffen sind.

§ 16 Gesetzesänderungen
(1) Zwingende gesetzliche oder tarifvertragliche Regelungen gehen dieser Betriebsvereinbarung vor.

(2) Führt der Gesetzgeber eine allgemeine ärztliche Feststellung der Arbeitsunfähigkeit ab dem ersten Krankheitstag ein, tritt diese gesetzliche Vorgabe an die Stelle der hiervon abweichenden Fristenregelung in § 3.
Alle übrigen Regelungen dieser Betriebsvereinbarung gelten weiter.

(3) Das gilt insbesondere für Meldewege, eAU-Abruf, technische Störungen, Datenschutz, Umgang mit zusätzlichen Papiernachweisen, Einzelfallanordnungen außerhalb zwingender gesetzlicher Vorgaben, Krankendatenauswertungen und Informationsrechte des Betriebsrats.

(4) Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen nach jeder wesentlichen Änderung des EFZG oder des eAU-Verfahrens, ob einzelne Bestimmungen angepasst werden müssen.

§ 17 Schlussbestimmungen
(1) Diese Betriebsvereinbarung tritt am [Datum] in Kraft.

(2) Sie kann mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende schriftlich gekündigt werden.

(3) Die Regelungen wirken nach Beendigung der Betriebsvereinbarung bis zum Abschluss einer neuen Regelung nach, soweit dies gesetzlich zulässig ist.

(4) Arbeitgeber und Betriebsrat nehmen bei rechtlichen Zweifeln über einzelne Bestimmungen unverzüglich Gespräche auf.
Die übrigen Regelungen bleiben währenddessen bestehen.

Ort, Datum, Unterschriften










Anlage 1: Muster für die Krankmeldung

„Ich bin heute arbeitsunfähig erkrankt. Nach derzeitiger Einschätzung dauert meine Arbeitsunfähigkeit voraussichtlich bis einschließlich [Datum]. Die ärztliche Feststellung erfolgt/ist erfolgt. Sobald sich die voraussichtliche Dauer verändert, informiere ich Sie.“

Bei noch unbekannter Dauer:
„Ich bin heute arbeitsunfähig erkrankt. Die voraussichtliche Dauer steht derzeit noch nicht fest. Ich informiere Sie, sobald hierzu eine Einschätzung möglich ist.“

Eine Diagnose gehört nicht in die Krankmeldung.


Anlage 2: Muster für eine Einzelfallanordnung zur ärztlichen Feststellung ab Tag 1

Ärztliche Feststellung der Arbeitsunfähigkeit ab dem ersten Krankheitstag

Sehr geehrte Frau / sehr geehrter Herr [Name],

für künftige Arbeitsunfähigkeitsfälle bitten wir Sie auf Grundlage von § 5 Abs. 1 Satz 3 EFZG, Ihre Arbeitsunfähigkeit bereits ab dem ersten Kalendertag ärztlich feststellen zu lassen.

Für gesetzlich Versicherte erfolgt der Nachweis grundsätzlich über das eAU-Verfahren. Sie melden Ihre Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer weiterhin unverzüglich über den betrieblichen Krankmeldeweg. Die eAU-Daten ruft der Arbeitgeber bei der Krankenkasse ab.

Diese Anordnung gilt ab [Datum] und ist zunächst befristet bis zum [Datum in 3 Monaten]. Wir werden danach unaufgefordert prüfen, ob eine Verlängerung erforderlich ist.

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie sich bitte an [Ansprechpartner].

Mit freundlichen Grüßen
[Arbeitgeber]

